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EU-Kommission: Vertragsverletzungsverfahren wegen 
Voraussetzungen der Organschaft 
 
Die EU-Kommission fordert Deutschland auf, Gewinnabführungs- und 
Verlustübernahmeverträge anzuerkennen, die nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaats geschlossen wurden. 

Mehr dazu lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/08/23/eu-kommission-
vertragsverletzungsverfahren-wegen-voraussetzungen-der-organschaft/ 
 
zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Rechtsprechung 
 
Keine erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags einer 
grundbesitzverwaltenden Kapitalgesellschaft bei 
Mitvermietung von Betriebsvorrichtungen 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) scheidet eine erweiterte Kürzung 
des Gewerbeertrags aus, wenn eine grundbesitzverwaltende GmbH neben einem 
Hotelgebäude auch Ausstattungsgegenstände (Bierkellerkühlanlage, Kühlräume, 
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Kühlmöbel für Theken- und Büfettanlagen) mitvermietet, die als Betriebsvorrichtungen 
zu qualifizieren sind. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine GmbH, die seit Beginn des Streitjahres 2005 neben Immobilien 
(Wohngebäude und Sport- und Gewerbepark mit Hotel) nur noch die zur Ausstattung 
des Hotels gehörenden Wirtschaftsgüter vermietete. Bei den mitvermieteten 
Wirtschaftsgütern handelte es sich u.a. um eine Bierkellerkühlanlage, um Kühlräume 
und Kühlmöbel für Theken- und Büfettanlagen. Der Anteil der Anschaffungskosten der 
mitvermieteten Wirtschaftsgüter belief sich auf 1,14 % der Gebäudeanschaffungs- und –
herstellungskosten. 

Die Klägerin machte in ihren Gewerbesteuererklärungen jeweils Kürzungsbeträge nach § 
9 Nr. 1 Satz 2 Gewerbesteuergesetz (GewStG) geltend. Das Finanzamt versagte der 
Klägerin wegen der mitvermieteten Betriebsvorrichtungen die erweiterte Kürzung des 
Gewerbeertrags und gewährte stattdessen nur die Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG 
mit 1,2 % des Einheitswerts der zum Betriebsvermögen gehörenden Grundstücke. 

Die gegen diese Entscheidung gerichtete Klage blieb vor dem Finanzgericht Köln ohne 
Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat das Urteil des Finanzgerichts bestätigt und die Revision als unbegründet 
zurückgewiesen. 

Unternehmen, die ausschließlich eigenen Grundbesitz oder neben eigenem Grundbesitz 
eigenes Kapitalvermögen verwalten und nutzen oder daneben Wohnungsbauten 
betreuen oder Kaufeigenheime, Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen errichten 
und veräußern, können gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG auf Antrag die Summe des 
Gewinns und der Hinzurechnungen um den Teil des Gewerbeertrags kürzen, der auf die 
Verwaltung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfällt. 

Das Finanzgericht ist nach Auffassung des BFH zu Recht davon ausgegangen, dass die 
Klägerin auch Erträge erzielte, die nicht auf die Nutzung und Verwaltung von 
Grundbesitz im bewertungsrechtlichen Sinne zurückzuführen sind. Der Umfang des 
Grundvermögens ergibt sich aus § 68 Bewertungsgesetz (BewG). Danach gehören zum 
Grundvermögen u.a. der Grund und Boden, die Gebäude, die sonstigen Bestandteile und 
das Zubehör (§ 68 Abs. 1 Nr. 1 BewG), nicht aber Maschinen und sonstige Vorrichtungen 
aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebsvorrichtungen), auch wenn sie 
wesentliche Bestandteile sind. 

Das Finanzgericht ist nach Ansicht des BFH auch zu Recht davon ausgegangen, dass die 
Mitvermietung der Betriebsvorrichtungen der erweiterten Kürzung entgegensteht und 
im Streitfall insbesondere keine der von der Rechtsprechung entwickelten Ausnahmen 
vom Ausschluss einer erweiterten Kürzung vorliegt. 

Wie der BFH ausführt, kommt eine allgemeine Geringfügigkeitsgrenze, wonach die 
Überlassung von Betriebsvorrichtungen der erweiterten Kürzung nicht entgegensteht, 
wenn die Betriebsvorrichtungen gegenüber dem Grundvermögen von geringem Wert 
sind oder auf sie nur ein geringer Teil der Miete oder Pacht entfällt, aufgrund des dem 
Gesetzeswortlaut zu entnehmenden strengen Ausschließlichkeitsgebotes nicht in 
Betracht. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 11. April 2019, (III R 36/15), veröffentlicht am 5. September 2019; 
verwiesen sei auch auf die im Wesentlichen inhaltsgleichen Urteile III R 5/18 und III R 
6/18. 
 
zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Thesaurierungsbegünstigung für Übernahmegewinn 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) sind außerbilanzielle 
Gewinnkorrekturen bei der Ermittlung des thesaurierungsbegünstigten Gewinns nach 
§ 34a Abs. 2 Einkommensteuergesetz (EStG) nicht zu berücksichtigen, wohingegen ein 
Übernahmegewinn i.S. des § 4 Abs. 4 Satz 1 Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) 
Bestandteil dieses Gewinns ist. 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41869&pos=2&anz=76
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41902&pos=12&anz=76
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41905&pos=13&anz=76
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41905&pos=13&anz=76
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Sachverhalt 

Die Kläger sind je zur Hälfte als Kommanditisten am Kapital einer GmbH & Co. KG 
beteiligt. Nachdem ein Teilbetrieb einer 100%igen Enkel-GmbH abgespalten worden 
war, wurde dieser im weiteren Verlauf auf die KG verschmolzen. In der Folge erhöhte 
sich der steuerliche Gewinn der KG um einen Übernahmegewinn nach § 4 Abs. 4 
UmwStG und Einnahmen nach § 7 UmwStG. 

Diese Erhöhungsbeträge wurden vom Finanzamt für die Ermittlung des 
thesaurierungsbegünstigten Gewinns gemäß § 34a EStG nicht berücksichtigt. 

Die hiergegen gerichtete Klage hatte vor dem Finanzgericht Münster keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und das Urteil des Finanzgerichts aufgehoben. 

Der nach § 4 Abs. 1 Satz 1 oder § 5 EStG ermittelte Gewinn i.S. des § 34a Abs. 2 EStG ist 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Betriebsvermögen am Schluss des 
Wirtschaftsjahrs und dem Betriebsvermögen am Schluss des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahrs, vermehrt um den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert 
der Einlagen. Danach ansetzende, außerbilanziell vorzunehmende Gewinnkorrekturen 
sind nach Auffassung des BFH, in diesem Punkt der Auffassung der Finanzverwaltung 
und des Finanzgerichts folgend, hierbei nicht zu berücksichtigen. Zu diesen 
außerbilanziellen Gewinnkorrekturen gehören auch die bei der Verschmelzung nach § 7 
UmwStG anzusetzenden Einnahmen und die nach § 4 Abs. 5 Satz 2 UmwStG 
angeordnete Abrechnung dieser Einnahmen vom Übernahmegewinn i.S. des § 4 Abs. 4 
UmwStG. 

Jedoch ist der Übernahmegewinn i.S. des § 4 Abs. 4 Satz 1 UmwStG nach Ansicht des 
BFH, entgegen der Auffassung des Finanzgerichts, Bestandteil des nach § 4 Abs. 1 Satz 1, 
§ 5 EStG ermittelten Gewinns der KG. 

Nach § 34a Abs. 10 Satz 1 EStG ist nicht der nicht entnommene Gewinn i.S. des Abs. 2 
als individuelle (mitunternehmeranteilsbezogene) Saldogröße, sondern es sind die für 
die Ermittlung dieser Saldogröße erforderlichen individuellen Berechnungsfaktoren 
gesondert festzustellen, wie der BFH weiter ausführt. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 9. Mai 2019, (IV R 13/17), veröffentlicht am 22. August 2019. 
 
zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Abgeltungsteuer: Frist für Antrag auf Regelbesteuerung gilt 
auch bei nachträglich erkannter verdeckter 
Gewinnausschüttung 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) müssen Steuerpflichtige mit 
Kapitalerträgen aus einer unternehmerischen Beteiligung den Antrag auf 
Regelbesteuerung anstelle der Abgeltungsteuer spätestens zusammen mit der 
Einkommensteuererklärung stellen, um so die anteilige Steuerfreistellung im Rahmen 
des sog. Teileinkünfteverfahrens zu erlangen. Die Antragsfrist gilt auch, wenn sich das 
Vorliegen von Kapitalerträgen erst durch die Annahme einer verdeckten 
Gewinnausschüttung im Rahmen einer Außenprüfung ergibt. 

Sachverhalt 

Der Kläger war Alleingesellschafter der A-GmbH und Geschäftsführer der B-GmbH, 
einer 100%-igen Tochtergesellschaft der A-GmbH. In den Streitjahren 2009 bis 2011 
bezog er von der B-GmbH Gehalts- und Tantiemezahlungen sowie Honorare für 
Beratungsleistungen, die er bei seinen Einkünften aus selbständiger bzw. 
nichtselbständiger Arbeit erklärte. 

Einkünfte aus seiner Beteiligung an der A-GmbH erklärte er nicht. Der Kläger stellte 
jeweils Anträge auf sog. Günstigerprüfung, jedoch keine Anträge auf Regelbesteuerung 
gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG. Da er von Einkünften aus nichtselbständiger oder 
selbständiger Arbeit ausging, hatte er dafür bei der Abgabe seiner 
Einkommensteuererklärungen keinen Anlass gesehen. 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41743&pos=11&anz=72
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Erst nachdem sich im Rahmen einer Außenprüfung ergeben hatte, dass ein Teil des 
Geschäftsführergehaltes, der Entgelte für Beratungsleistungen und der Tantieme als 
verdeckte Gewinnausschüttungen anzusehen waren, stellte der Kläger Anträge auf 
Regelbesteuerung. In den geänderten Einkommensteuerbescheiden erhöhte das 
Finanzamt die Kapitaleinkünfte des Klägers um die verdeckten Gewinnausschüttungen. 
Es unterwarf diese nach Günstigerprüfung zwar der tariflichen Einkommensteuer, 
wendete jedoch das Teileinkünfteverfahren nicht zugunsten des Klägers an. 

Die Klage vor dem Finanzgericht München war erfolgreich. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat das Urteil des Finanzgerichts aufgehoben und die Klage abgewiesen. 

Nach der Entscheidung des BFH findet das Teileinkünfteverfahren keine Anwendung. 
Allein der vom Kläger gestellte Antrag auf Günstigerprüfung führe nicht zu der 
begehrten anteiligen Steuerfreistellung der Einkünfte aus der A-GmbH. Den für eine 
solche anteilige Freistellung erforderlichen Antrag gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG habe 
der Kläger erst nach der Abgabe der Einkommensteuererklärungen und damit nicht 
fristgerecht gestellt. 

Die in den Steuererklärungen enthaltenen Anträge auf Günstigerprüfung können nach 
Auffassung des BFH nicht als fristgerechte konkludente Anträge gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 
EStG angesehen werden. Eine teleologische Reduktion der gesetzlichen Fristenregelung, 
wie sie das Finanzgericht angenommen habe, scheide aus. Das Gesetz, das dem 
Steuerpflichtigen ausdrücklich nur ein fristgebundenes Wahlrecht gewähre, sei nicht 
planwidrig unvollständig. Der Steuerpflichtige könne sein Antragsrecht auch vorsorglich 
ausüben. Verzichte er auf einen solchen vorsorglichen Antrag, trage er das Risiko einer 
unzutreffenden Beurteilung von Einkünften im Rahmen seiner Steuererklärung. 

Da im Zeitpunkt der Antragsnachholung durch den Kläger die Jahresfrist des § 110 Abs. 
3 AO bereits verstrichen und auch kein Fall höherer Gewalt anzunehmen war, lehnte der 
BFH auch eine Wiedereinsetzung in die versäumte Antragsfrist ab. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. Mai 2019, (VIII R 20/16), veröffentlicht am 22. August 2019. 
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News und Entscheidungen in Kürze 

Keine verdeckte 
Gewinnausschüttung bei 
Nebeneinander von 
Pensionszahlungen und 
Geschäftsführervergütung 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass 
Pensionszahlungen an einen beherrschenden Gesellschafter, 
der daneben als Geschäftsführer tätig ist und hierfür ein Gehalt 
bezieht, nicht zwingend eine verdeckte Gewinnausschüttung 
(vGA) darstellen. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/04/keine-
verdeckte-gewinnausschuettung-bei-nebeneinander-von-
pensionszahlungen-und-geschaeftsfuehrerverguetung/ 

Verrechnung von „finalen“ 
Verlusten 

Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht hat entschieden, 
dass eine Verrechnung von finalen Verlusten einer in einem 
EU-Mitgliedstaat ansässigen Tochtergesellschaft mit Gewinnen 
der im Inland ansässigen Muttergesellschaft eine verbindliche 
schuldrechtliche Vereinbarung zwischen den Gesellschaften 
voraussetzt, die eine Verpflichtung zur Verlustübernahme 
durch die Muttergesellschaft beinhaltet. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-
recht/2019/09/03/verrechnung-von-finalen-verlusten/#more-
19018 

Schließfach als feste 
Einrichtung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein 
Schließfach, welches einem Steuerpflichtigen zur 
Aufbewahrung der von ihm für seine Tätigkeiten zu stellenden 
Werkzeuge zur ausschließlichen Nutzung zur Verfügung steht, 
eine feste Einrichtung i.S.v. Art. 11 Abs. 1 Satz 1 DBA-
Großbritannien 1964/70 ist. 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41752&pos=3&anz=70
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/04/keine-verdeckte-gewinnausschuettung-bei-nebeneinander-von-pensionszahlungen-und-geschaeftsfuehrerverguetung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/04/keine-verdeckte-gewinnausschuettung-bei-nebeneinander-von-pensionszahlungen-und-geschaeftsfuehrerverguetung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/04/keine-verdeckte-gewinnausschuettung-bei-nebeneinander-von-pensionszahlungen-und-geschaeftsfuehrerverguetung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/03/verrechnung-von-finalen-verlusten/#more-19018
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/03/verrechnung-von-finalen-verlusten/#more-19018
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/03/verrechnung-von-finalen-verlusten/#more-19018
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https://blogs.pwc.de/steuern-und-
recht/2019/09/02/schliessfach-als-feste-einrichtung/ 

Antrag auf „schlichte“ 
Änderung innerhalb der 
Klagefrist 

Nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) sind die 
Anforderungen an die Konkretisierung des Antrags auf 
„schlichte“ Änderung i.S. des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a 
Abgabenordnung (AO) nicht strenger als die Anforderungen an 
die Konkretisierung des Gegenstands des Klagebegehrens i.S. 
des § 65 Abs. 1 Finanzgerichtsordnung (FGO). 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/08/27/antrag-
auf-schlichte-aenderung-innerhalb-der-klagefrist/ 

  

Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 

 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge 
geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

Redaktion  

Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen. 
 

Bestellung und Abbestellung  

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-Mail-
Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 
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Die Abmeldung ist jederzeit wie nachfolgend beschrieben möglich. 

Falls Sie "steuern+recht aktuell" nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte eine 
entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com    

Für neue Interessenten besteht die Möglichkeit, sich über unsere Homepage oder über 
folgenden Link SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com als 
Abonnent registrieren zu lassen. 
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